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1. Unternehmensbesteuerung und steuerliches 
Reisekostenrecht mit leichten Änderungen 
angenommen

Zu dem „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Vereinfachung 
der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekosten-
rechts“ wurde der Vermittlungsausschuss angerufen. Dessen Eini-
gungsvorschlag nahm nunmehr auch der Bundesrat am 1.2.2013 an. 
Das Gesetz enthält neben der Erhöhung des Verlustrücktrags auch 
eine generelle Änderung des Reisekostenrechts.

Unternehmensbesteuerung: Der Höchstbetrag von 511.500 € (bei 
zusammen veranlagten Ehegatten 1.023.000 €) beim Verlustrück-
trag wird auf 1 Mio. € (bzw. 2 Mio. €) angehoben. Die Einigung des 
Vermittlungsausschusses sieht des Weiteren vor, die sog. doppelte 
Verlustnutzung im Körperschaftsteuergesetz neu zu regeln. Negative 
Einkünfte eines Organträgers bleiben bei der inländischen Besteu-
erung unberücksichtigt, soweit sie bereits in einem ausländischen 
Steuerverfahren geltend gemacht wurden.

Reisekostenrecht: Das steuerliche Reisekostenrecht wird grundle-
gend vereinfacht, vereinheitlicht und verschärft. Dazu verändert der 
Gesetzgeber bei den Pauschalen für Verpfl egungsmehraufwendun-
gen die Mindestabwesenheitszeiten und führt statt der bisherigen 

dreistufi gen Staffelung eine zweistufi ge Staffelung der Pauschalen 
im Inland mit 12 € und 24 € ein. Die niedrigste Pauschale von 6 € 
entfällt.

Im Bereich der Fahrtkosten bei Fahrten zur sog. regelmäßigen Ar-
beitsstätte wird gesetzlich festgelegt, dass es höchstens noch eine 
solche Tätigkeitsstätte je Dienstverhältnis gibt, deren Bestimmung 
durch den Arbeitgeber oder anhand von „quantitativen Elementen“ 
(neuer Begriff: „erste Tätigkeitsstätte“) statt der vom Bundesfi nanz-
hof verwendeten „qualitativen Elemente“ erfolgt.

Weitere Vereinfachungen sind im Bereich der Unterkunftskosten im 
Rahmen der sog. doppelten Haushaltsführung sowie der vom Arbeit-
geber zur Verfügung gestellten Verpfl egung beschlossen. 

Anmerkung: Die Änderungen des Reisekostenrechts treten zum 
1.1.2014, die zum Verlustrücktrag mit Verkündung des Gesetzes in 
Kraft. Über die detaillierten Regelungen informieren wir Sie bei Vor-
liegen der konkreten Gesetzesausgestaltung in einem der folgenden 
Informationsschreiben.

2. Diverse Gesetzesvorhaben endgültig 
gescheitert

Jahressteuergesetz 2013 (JStG): Mit dem geplanten Gesetz be-
absichtigte der Gesetzgeber diverse Anpassungen an Recht und 
Rechtsprechung der Europäischen Union sowie Maßnahmen zur Si-
cherung des Steueraufkommens. Dazu waren u. a. Vergünstigungen 
bei der 1-%-Regelung für Elektro- und Hybridfahrzeuge, die Verlän-
gerung der Geltungsdauer von Freibeträgen auf 2 Jahre sowie die 
Verkürzung der Aufbewahrungsfristen vorgesehen.

Am 17.1.2013 lehnte der Bundestag den Einigungsvorschlag des 
Vermittlungsausschusses zum JStG ab. Der umfangreiche Vorschlag 
beruhte nicht auf einem echten Kompromiss zwischen Bund und 
Ländern, sondern auf einem Mehrheitsentscheid des Vermittlungs-
ausschusses. Keinen Konsens gab es zum Vorschlag, homosexuel-
le Lebenspartnerschaften mit dem Ehegattensplitting steuerlich 
gleichzustellen. Eine erneute Vorlage des Gesetzes an den Bundesrat 
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scheiterte in der Sitzung am 1.2.2013. Damit dürfte das JStG 2013 
Geschichte sein. Einzelne Regelungen sollen jedoch in getrennte Ge-
setzesvorlagen gepackt und wieder aktiviert werden.

Steuerabkommen mit der Schweiz: Eine durch Mehrheitsbeschluss 
zustande gekommene Empfehlung des Vermittlungsausschusses 
vom 12.12.2012 zum Steuerabkommen mit der Schweiz hat der 
Bundestag ebenfalls am 17.1.2013 abgelehnt. Auch hier scheiterte 
ein erneuter Versuch am 1.2.2013 am Bundesrat. Das umstrittene 
Steuerabkommen zielte darauf ab, für bislang unversteuerte Kapi-
taleinkünfte deutscher Steuerpfl ichtiger in der Schweiz eine Abgel-
tungsbesteuerung und eine nachträgliche Besteuerung von in den 
vergangenen 10 Jahren erzielten, nicht versteuerten Kapitaleinkünf-
ten zu regeln.

Energetische Sanierung von Wohngebäuden: Am 17.1.2013 hat 
der Bundestag eine Empfehlung des Vermittlungsausschusses vom 
12.12.2012 zum Gesetz zur steuerlichen Förderung von energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden zwar angenom-
men. Bund und Länder haben sich nach mehr als einjährigem Ver-
mittlungsverfahren aber darauf geeinigt, sämtliche streitigen Teile 
zur steuerlichen Förderung aus dem Gesetz zu streichen, da eine 
Verständigung nicht möglich war. Die von vielen Wohneigentümern 
erhoffte steuerliche Förderung von Sanierungsmaßnahmen kann da-
her nicht in Kraft treten. 

Abbau der kalten Progression: Im Vermittlungsausschuss war kein 
Konsens über die beschlossene prozentuale Anpassung des gesam-
ten Tarifverlaufs zu erzielen, die den Effekt der kalten Progression 
(überproportionale Besteuerung von Einkommenszuwächsen) be-
schränken sollte. Es bleibt also weiterhin dabei, dass Lohnerhöhun-
gen, die die Infl ation ausgleichen sollen, zu schleichenden Steuer-
mehrbelastungen der Bürger führen können.

Der Bundestag ist aber einer Empfehlung des Vermittlungsausschus-
ses gefolgt. Die beschlossene Einigung sieht nunmehr vor, dass der 
steuerliche Grundfreibetrag in 2 Schritten steigt. Für das Jahr 2013 
beträgt er 8.130 €, ab 2014 erhöht er sich auf 8.354 € Es bleibt 
jeweils beim Eingangssteuersatz von 14 %. 

3.  Einlage als Gestaltungsmissbrauch

Der Abzug von Schuldzinsen als Betriebsausgaben wird durch eine 
Vorschrift im Einkommensteuergesetz (EStG) eingeschränkt. Hat der 
Unternehmer mehr aus dem Betriebsvermögen entnommen, als dem 
Betrieb zuvor durch Einlagen und Gewinne zugeführt wurde, entste-
hen sog. Überentnahmen. Schuldzinsen werden, soweit sie auf Über-
entnahmen beruhen, pauschal dem Gewinn wieder hinzugerechnet.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 21.8.2012 entschie-
den, dass die kurzfristige Einzahlung von Geld auf ein betriebliches 
Konto einen Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten darstellen 
kann, wenn sie allein dazu dienen soll, die Hinzurechnung nicht ab-
ziehbarer Schuldzinsen zu vermeiden.

Im entschiedenen Fall wollte ein Steuerpfl ichtiger die Hinzurech-
nung nicht abziehbarer Schuldzinsen dadurch vermeiden, dass er 
jeweils zum Ende des Jahres und nur für wenige Tage hohe Geldbe-
träge auf ein betriebliches Konto einzahlte. Das Geld hatte er sich 
von einem Kreditinstitut geliehen. Die Einzahlungen sollten als Ein-
lagen den für die Berechnung der nicht abziehbaren Schuldzinsen 
maßgeblichen Überentnahmesaldo vermindern.

Der BFH kam jedoch zu dem Entschluss, dass die Einzahlungen zwar 
Einlagen sind, dass sie jedoch zu einem Gestaltungsmissbrauch füh-
ren. Zum einen waren die Einlagen für den Betrieb wirtschaftlich 

ohne Bedeutung und sollten allein dazu dienen, die persönliche 
Steuer zu mindern. Zum anderen könnte auf dem vom Steuerpfl ich-
tigen eingeschlagenen Weg der Zweck der Vorschrift im EStG, den 
Schuldzinsenabzug effektiv zu begrenzen, vollständig unterlaufen 
werden. 

4.  Keine Entnahme betrieblicher Pkw 
durch Absenkung der betrieblichen 
Nutzung unter 10 % 

Zum „gewillkürten“ Betriebsvermögen können nur Wirtschaftsgüter 
gehören, die objektiv dazu geeignet und erkennbar dazu bestimmt 
sind, den Betrieb zu fördern. Auch im Fall der Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes (Einnahmenüber-
schussrechnung) kann gewillkürtes Betriebsvermögen gebildet wer-
den, wenn das Wirtschaftsgut zu mindestens 10 % betrieblich 
genutzt wird und dessen Zuordnung zum Betrieb unmissverständ-
lich, zeitnah und unumkehrbar dokumentiert wird.

Gehört ein Wirtschaftsgut zum gewillkürten Betriebsvermögen, so 
verliert es diese Eigenschaft nach Auffassung des Bundesfi nanzhofs 
in seinem Urteil vom 21.8.2012 nur durch eine Aufl ösung des sach-
lichen oder persönlichen Zusammenhangs mit dem Betrieb. Dieser 
wird nur durch eine Entnahme gelöst, die einen Entnahmewillen und 
eine Entnahmehandlung erfordert. Es muss sich um ein Verhalten 
handeln, das nach außen den Willen des Steuerpfl ichtigen erkennen 
lässt, ein Wirtschaftsgut nicht (mehr) für betriebliche, sondern für 
private Zwecke zu nutzen, also zur Erzielung von Privateinnahmen 
(z. B. aus Vermietung und Verpachtung) oder zu einkommensteuer-
rechtlich irrelevanten Zwecken einzusetzen. 

Vermindert sich demnach im Laufe der Zeit der Umfang der betrieb-
lichen Nutzung eines Kfz, das dem gewillkürten Betriebsvermögen 
eines Unternehmens in einem früheren Veranlagungszeitraum we-
gen einer mehr als 10%igen betrieblichen Nutzung zugeordnet wur-
de, in einem Folgejahr auf unter 10 %, so ändert dies an der Zuord-
nung zum Betriebsvermögen nichts. Eine solche Nutzungsänderung 
allein stellt keine Entnahme dar.

5.  Pauschalsteuer auf „Aufmerksamkeiten“ 
für Kunden zweifelhaft?

Kleine Aufmerksamkeiten erhalten die Freundschaft und die Bezie-
hung zu den Kunden. Solche „Sachzuwendungen“ an Kunden bzw. 
Geschäftsfreunde dürfen bis zu 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der 
Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) im Jahr und pro 
Empfänger als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

Der Zuwendende darf aber auch Geschenke von bis zu 10.000 € im 
Jahr pro Empfänger machen und diese mit einem Pauschalsteuersatz 
von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) versteuern. Diese 
Aufwendungen kann er aber nicht als Betriebsausgaben ansetzen. 
Er hat den Empfänger von der Steuerübernahme zu unterrichten. 
Wird dieses Verfahren gewählt, sind zzt. davon auch Geschenke bis 
zu 35 € betroffen. 

Der Bundesfi nanzhof befasst sich aufgrund eines Urteils des Finanz-
gerichts Hamburg (FG) vom 20.9.2011 mit der Frage, ob Geschenke 
an Nichtarbeitnehmer mit einem Wert unter 35 € in die Pauschalie-
rung einbezogen werden müssen. Das FG jedenfalls gelangte zu der 
Überzeugung, dass die Pauschalierungsregelung auch auf Sachzu-
wendungen und Geschenke an Nichtarbeitnehmer im Wert zwischen 
10 € und 35 € Anwendung fi ndet.



Anmerkung: Solche Geschenke sollten zunächst im Rahmen der 
Lohnsteuer-Anmeldung der Pauschalsteuer unterworfen werden. 
Gleichzeitig sollte Einspruch gegen die Lohnsteuer-Anmeldung in-
nerhalb eines Monats nach Eingang der Steueranmeldung beim Fi-
nanzamt unter Bezugnahme auf das anhängige Revisionsverfahren 
eingelegt und das Ruhen des Verfahrens bis zur Entscheidung durch 
den BFH beantragt werden.

6.  Einnahmenzuschätzung wegen fehlerhafter 
Kassenaufzeichnungen bei Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG

Der Besteuerung sind die Buchführung und die Aufzeichnungen zu-
grunde zu legen, soweit kein Anlass besteht, ihre sachliche Rich-
tigkeit zu beanstanden. Wenn eine formell ordnungsmäßige Buch-
führung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit sachlich 
unrichtig ist, kann ihr Ergebnis von der Finanzverwaltung ganz oder 
teilweise verworfen werden. Entsprechend werden die Besteue-
rungsgrundlagen geschätzt.

Diese Grundsätze fi nden auch Anwendung auf Steuerpfl ichtige, die 
nicht zur Buchführung verpfl ichtet sind, sondern ihre Gewinne nach 
Maßgabe des § 4 Abs. 3 EStG ermitteln (sog. „4-III-Rechner“). Des-
halb müssen die Aufzeichnungen so klar und vollständig sein, dass 
sie einem sachverständigen Dritten in vertretbarer Zeit den Umfang 
seiner Einkünfte plausibel machen. Die (ggf. freiwillige und im eige-
nen Interesse liegende) Aufbewahrung aller Belege ist im Regelfall 
auch notwendige Voraussetzung für den Schluss, dass die Betriebs-
einnahmen vollständig erfasst und die geltend gemachten Aufwen-
dungen durch den Betrieb veranlasst sind. 

Aufzeichnungen, die handschriftlich auf einem Formblatt „Kasse“ 
oder in elektronischer Form erfolgt sind, weisen zwar Tageseinnah-
men aus. Diesen Eintragungen müssen jedoch Belege (Kassenend-
bons u. Ä.) beigefügt sein, aus denen erkennbar wäre, wie die Sum-
men der Einnahmen ermittelt worden sind. Einen Nachweis für die 
geldmäßige Kassenführung stellt das Zählprotokoll dar. 

7.  Lohnt sich die Rentenversicherungspfl icht 
für Minijobber?

Minijobber, deren Arbeitsverhältnis bis zum 31.12.2012 begründet 
wurde, sind von der Rentenversicherungspfl icht befreit, hatten aber 
die Möglichkeit zur Versicherungspfl icht zu optieren. 

Ab dem 1.1.2013 wurde für Minijobber die Versicherungspfl icht 
in der Rentenversicherung (RV) als Regelfall eingeführt. Sie haben 
demnach den pauschalen RV-Beitrag des Arbeitgebers von 15 % bis 
zum allgemeinen Beitragssatz der gesetzlichen RV von 18,9 % im 
Jahr 2013 zu ergänzen. 

Beispiel: Bei einem monatlichen Arbeitsentgelt von 450 € beträgt 
der RV-Beitrag (450 € x 18,9 % =) 85,05 €. Der Arbeitgeber über-
nimmt (450 x 15 % =) 67,50 €, der Arbeitnehmer trägt demnach 
17,55 €.

Bitte beachten Sie, dass die monatliche Mindestbeitragsbemes-
sungsgrenze in der RV ab dem 1.1.2013 175 € beträgt und der 
Eigenanteil in späteren Jahren sich so verändert wie der jeweilige 
Beitragssatz. 

Bei einem monatlichen Arbeitsentgelt von 150 € beträgt der RV-
Mindestbeitrag (175 € x 18,9 % =) 33,08 €. Entsprechend übernimmt 

der Arbeitgeber (150 x 15 % =) 22,50 €. Der Arbeitnehmer trägt 
demnach die Differenz zum Mindestbeitrag in Höhe von 10,58 €.

Durch die RV-Pfl icht ergeben sich für Minijobber aber folgende 
Vorteile:

• Die Beschäftigungszeit wird in vollem Umfang auf die erforderli-
che Mindestversicherungszeit (Wartezeit) für alle Leistungen der 
Rentenversicherung angerechnet.

• Durch die Berücksichtigung als vollwertige Pfl ichtbeitragszeit 
kann der Anspruch auf Leistungen der Rentenversicherung (Re-
habilitationsleistungen, Renten wegen Erwerbsminderung) er-
füllt oder aufrechterhalten werden. Das Entgelt wird in voller 
Höhe für die Rentenberechnung berücksichtigt. Bei einer Befrei-
ung des Arbeitnehmers von der Rentenversicherungspfl icht zäh-
len die Beschäftigungszeiten nur anteilig für die Wartezeiten. 
Die Rente errechnet sich dann nur aus dem Arbeitgeberanteil. 

• Durch die Aufstockung kann sich im Einzelfall ein früherer Ren-
tenbeginn ergeben.

• Der Minijobber erfüllt durch die Aufstockung die Zugangsvor-
aussetzungen für eine private Altersvorsorge mit staatlicher För-
derung (Riester-Förderung) für sich und gegebenenfalls sogar 
für den Ehepartner. Die Zahlung eines jährlichen Eigenbeitrags 
von 60 € kann bei Minijobbern schon ausreichen, um die vol-
le Zulage zu erhalten. Die Grundzulage beträgt 154 € und für 
Kinder 185 € pro Jahr. Für Kinder, die ab dem 1.1.2008 geboren 
wurden, werden 300 € pro Jahr gewährt.

Das Gesetz räumt grundsätzlich die Möglichkeit ein, sich – auch 
später noch – von der RV-Pfl icht befreien zu lassen.  Die Befreiung 
wirkt aber erst nach Ablauf des Kalendermonats, in dem der Antrag 
bei der Minijobzentrale eingegangen ist.

8.  Telefonkosten als Werbungskosten bei 
längerer Auswärtstätigkeit

Kosten für Telefongespräche, die während einer Auswärtstätigkeit 
von mindestens einer Woche Dauer anfallen, können als Werbungs-
kosten abzugsfähig sein. Das entschied der Bundesfi nanzhof (BFH) 
mit Urteil vom 5.7.2012. 

Im entschiedenen Fall führte ein Steuerpfl ichtiger (Marinesoldat) 
während eines längeren Auslandseinsatzes an den Wochenenden 
diverse Telefonate mit seiner Lebensgefährtin und Angehörigen für 
insgesamt 252 €. Die Kosten machte er in seiner Einkommensteuer-
erklärung als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt verweigerte 
den Ansatz dieser Kosten. 

Der BFH gab jedoch dem Steuerpfl ichtigen recht. Zwar handelt es 
sich bei den Aufwendungen für Telefonate privaten Inhalts etwa mit 
Angehörigen und Freunden regelmäßig um steuerlich unbeachtliche 
Kosten der privaten Lebensführung. Nach einer mindestens einwö-
chigen Auswärtstätigkeit lassen sich die notwendigen privaten Din-
ge aber aus der Ferne nur durch über den normalen Lebensbedarf 
hinausgehende Mehrkosten regeln. Die dafür anfallenden Aufwen-
dungen können deshalb abweichend vom Regelfall als berufl ich ver-
anlasster Mehraufwand der Erwerbssphäre zuzuordnen sein.

9. Aufwandsentschädigungen ehrenamtlicher 
Betreuer sind steuerfrei

In seiner Entscheidung vom 17.10.2012 stellt der Bundesfi nanzhof 
(BFH) fest, dass Aufwandsentschädigungen ehrenamtlicher Betreuer 
ab 2011 begrenzt und für die Jahre davor unbegrenzt steuerfrei sind.



In dem entschiedenen Fall hatte ein Steuerpfl ichtiger, der vom Amts-
gericht als Betreuer bestellt wurde, Aufwandsentschädigungen von 
bis zu 323 € pro Jahr und betreuter Person bezogen. Das Finanzamt 
erfasste diese Aufwandsentschädigungen als Einnahmen. 

Der BFH folgte der Auffassung des Finanzamtes nicht. Hier handelt 
es sich zwar um Einnahmen aus selbstständiger Arbeit. Sie sind aber 
steuerfrei, und zwar in den Jahren ab 2011 – betraglich begrenzt – 
und in den Vorjahren (und damit im Streitfall) in vollem Umfang. 

Es handelt sich nicht um eine Vergütung, die der Kläger ebenfalls 
hätte verlangen können und die dann einen erheblich höheren Um-
fang gehabt hätte, sondern nur um eine geringe Aufwandsentschä-
digung, die die für die Betreuung anfallenden Kosten typisierend 
abgelten solle. Der Ausweis der Aufwandsentschädigung in einem 
Bundesgesetz reicht für die Voraussetzungen der Steuerbefreiung 
aus. Ein zusätzlicher ausdrücklicher Ausweis im Haushaltsplan ist 
weder nach dem Wortlaut der Vorschrift noch nach ihrem Zweck 
und auch nicht aufgrund der Entstehungsgeschichte erforderlich.

10.  TERMINSACHE: Altverlust aus privaten 
Wertpapiergeschäften

Mit der Unternehmensteuerreform 2008 wurde die Einführung einer 
Abgeltungssteuer für Einkünfte aus Kapitalvermögen sowie Gewinne 
aus privaten Veräußerungsgeschäften beschlossen. Der Abzug von 
Verlusten aus Aktienverkäufen kann seitdem nur mit Gewinnen aus 
solchen Geschäften verrechnet bzw. in künftige Jahre vorgetragen 
werden. Ein Verlustrücktrag in das Vorjahr ist nicht möglich. 

Anleger, die noch steuerlich verrechenbare Verluste aus privaten 
Wertpapiergeschäften aus der Zeit vor Einführung der Abgeltung-
steuer haben (also vor 2009), sollten beachten, dass diese Veräuße-
rungsverluste nur noch mit bis zum 31.12.2013 realisierten Wert-
papierveräußerungsgewinnen verrechnet werden können. 

Danach ist eine Altverlustverrechnung nur noch mit Gewinnen aus 
Veräußerungen von Edelmetall, Kunstgegenständen oder Devisen 
innerhalb der einjährigen Spekulationsfrist möglich (soweit diese 
jährlich mindestens 600 € betragen) oder mit Gewinnen aus dem 
Verkauf vermieteter Immobilien innerhalb der 10jährigen Spekula-
tionsfrist. 

Anmerkung: Zur Geltendmachung der „Altverluste“ muss der Anle-
ger diese Verrechnung bei seinem Finanzamt beantragen. Sofern Sie 
noch nicht verrechnete Altverluste haben, sollten Sie sich umgehend 
zu den Möglichkeiten einer Verrechnung beraten lassen.

Basiszinssatz: 
(in Prozent)
(§ 247 Abs. 1 BGB)

1.1. – 30.06.2002 = 2,57
1.7. – 31.12.2002 = 2,47
1.1. – 30.06.2003 = 1,97
1.7. – 31.12.2003 = 1,22
1.1. – 30.06.2004 = 1,14
1.7. – 31.12.2004 = 1,13
1.1. – 30.06.2005 = 1,21
1.7. – 31.12.2005 = 1,17

1.1. – 30.06.2006 = 1,37
1.7. – 31.12.2006 = 1,95 
1.1. – 30.06.2007 = 2,70
1.7. – 31.12.2007 = 3,19
1.1. – 30.06.2008 = 3,32
1.7. – 31.12.2008 = 3,19
1.1. – 30.06.2009 = 1,62 
1.7. - 31.12.2009 = 0,12

1.1. - 30.06.2010 = 0,12
1.7. - 31.12.2010 = 0,12
1.1. - 30.06.2011 = 0,12
1.7. - 31.12.2011 = 0,37
1.1. - 31.12.2012= 0,12
seit 1.1.2013 = - 0,13

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)
seit 1.1.2002

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Eventuelle Änderungen der Daten, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 
Trotz gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge kann eine Haftung für deren Inhalt nicht übernommen werden.

11.  Die Zuordnung eines gemischt genutzten 
Gebäudes zum Unternehmen muss 
„zeitnah“ sein

Ein Unternehmer kann die gesetzlich geschuldete Steuer für Liefe-
rungen und sonstige Leistungen, die von einem anderen Unterneh-
mer für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuer 
abziehen. Bei richtlinienkonformer Auslegung wird für das Unter-
nehmen eine Leistung nur bezogen, wenn sie zur (beabsichtigten) 
Verwendung für Zwecke einer nachhaltigen und gegen Entgelt aus-
geübten Tätigkeit bezogen wird, die im Übrigen steuerpfl ichtig sein 
muss, damit der Vorsteuerabzug nicht ausgeschlossen ist.

Ist ein Gegenstand – wie in dem vom Bundesfi nanzhof (BFH) am 
11.7.2012 entschiedenen Fall ein hergestelltes Einfamilienhaus – 
sowohl für den unternehmerischen Bereich als auch für den nicht 
unternehmerischen privaten Bereich des Unternehmers vorgesehen 
(gemischte Nutzung), wird der Gegenstand nur dann für das Unter-
nehmen bezogen, wenn und so weit der Unternehmer ihn seinem 
Unternehmen zuordnet. 
 
Die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen erfordert eine 
durch Beweisanzeichen gestützte Zuordnungsentscheidung des Un-
ternehmers, die zeitnah zu dokumentieren ist. Dabei ist die Geltend-
machung des Vorsteuerabzugs regelmäßig ein gewichtiges Indiz für, 
die Unterlassung eines möglichen Vorsteuerabzugs ein ebenso ge-
wichtiges Indiz gegen die Zuordnung eines Gegenstands zum Unter-
nehmen. Auch die bilanzielle und ertragsteuerrechtliche Behandlung 
kann ggf. ein Indiz für die umsatzsteuerrechtliche Behandlung sein. 
Gibt es keine Beweisanzeichen für eine Zuordnung zum Unterneh-
men, kann diese nicht unterstellt werden! 
 
Der BFH hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass die Zuord-
nungsentscheidung spätestens und mit endgültiger Wirkung in einer 
„zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das Jahr, in das der 
Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden kann.  Der 
letztmögliche Zeitpunkt hierfür ist der 31. Mai des Folgejahres.

12.  Neue Auslandsreisekosten ab 2013

Das Bundesfi nanzministerium teilt in seinem Schreiben vom 
17.12.2012 die neuen Pauschbeträge für Verpfl egungsmehraufwen-
dungen und Übernachtungskosten für Auslandsdienstreisen, die ab 
dem 1.1.2013 zur Anwendung kommen, mit. Diese können Sie im 
Internet unter www.bundesfi nanzminis terium.de und dort unter 
Service –> Publikationen –> BMF-Schreiben –> Datum: 17.12.2012 
herunterladen.


